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Ein Urtheil über Weſen und Bedeutung der Ge- 
| meinde- Autonomie ). 


Das alte Bürgertum war einfach Stadtbürgerthum. In den 
verſchiedenen Fürſtenthümern gab es nur Unterthanen; auch die Re⸗ 
publiken, meiſt ſtädtiſchen Urſprungs, behandelten die Bewohner ihres 
Landgebietes als Unterthanen. Der moderne Staatsbegriff hat den 
des „Staatsbürgers“ erzeugt, neben welchem aber der des „Staats⸗ 
bürgers“ nech fortdauert, ja nach Ausdehnung auf nichtſtädtiſche Ort⸗ 
ſchaften in der Form eines neutralen „Gemeindebürgerthums“ ſogar 
noch weit häufiger zur Anwendung kommt. Das moderne Bürgerthum 
tritt uns alſo in zwei engverbundenen Geſtalten entgegen, die aber 
nicht mit einander verwachſen ſind, wie die ſiameſiſchen Zwillinge, 
ſondern von denen die eine in der andern eingeſchloſſen iſt, nicht als 
Embryo mit der Ausſicht, einſt aus ihm herauszutreten, wie die 
griechiſchen Colonien aus ihren Mutterſtädten, ſondern mit der Be⸗ 
ſtimmung fortdauernden Eingeſchloſſenbleibens. In ganz nebelhaften 
Umriſſen iſt über dem Ganzen noch eine dritte, äußerſte Hülle, das 
„Weltbürgerthum“, erkennbar, bezüglich deſſen man nicht genau weiß, 
wie man mit ihm daran iſt, indem es, wie das Völkerrecht, bald, 
wo es paßt, mit Lebhaftigkeit geltend gemacht, bald als Product purer 
Cinbildung verſpottet wird. 

Bezüglich des Ineinander von Staats⸗ und Gemeindebürgerthum 
ſind die Meinungen im Allgemeinen nicht ſehr präcis. Am deutlichſten 
ſprechen noch jene, welche die Gemeinden ſchlechthin nur als Unter⸗ 
abtheilungen des Staates gelten laſſen. Das Zeugniß der Geſchichte 


) Aus Theodor Petermann, Staatswiſſenfchaftliche Unterſuchungen. 
I. Gemeinde und Bürgerrecht. Dresden 1873. 


haben fie allerdings nicht für ſich, denn die Gemeinden, deren Urſprung 
meiſt in unvordenkliche Zeit zurückreicht, ſind durchſchnittlich viel älter, 
als alle beſtehenden Staaten, können alſo in keinem Falle als eine 
von den letzteren getroffene Einrichtung bezeichnet werden. Möge es 
ſich indeß mit der Entſtehung der Gemeinden verhalten, wie es wolle, 
die Behauptung wäre durch hiſtoriſche Gegenbeweiſe nicht zu entkräften, 
= 2 Gemeinden gegenwärtig nur als Unterabtheilungen des Staates 
eſtehen. 

Die verbreitetere Meinung will das freilich nicht zugeben. Sie 
beanſprucht für die Gemeinden „Autonomie“, man weiß nicht recht, 
ob aus rechtlichen oder aus politiſchen Zweckmäßigkeitsgründen. Ins 
Feld geführt werden vornehmlich Argumente der letzten Art; man 
ſpricht von den Gefahren einer unbeſchränkten Staatsallmacht für die 
Freiheit, von den Nachtheilen zu großer Centraliſation, und citirt zum 
abmahnenden Exempel die unendliche Menge localer Lappereien, die 
in Frankreich miniſterieller Genehmigung unterſtellt ſind. 

Nun, die franzöſiſchen Civileinrichtungen ſind, wie dies in einem 
harmoniſch entwickelten Staatsweſen nicht anders ſein kann, den 
militäriſchen vollkomen analog. Die Mängel der letzteren ſind in dem 
jüngſten Kriege eben ſo ſehr aller Welt vor Angen getreten wie die 
Vorzüge der preußiſch⸗deutſchen. Dieſe gewähren allerdings den unteren 
Stellen, jeder in ihrer Sphäre, größeren Spielraum, aber ſchlechter⸗ 
dings keine Autonomie, und die Folgerung, welche aus der Erfahrung 
Frankreichs gezogen werden kann, würde nur dahin gehen, daß nicht 
der Miniſter, ſondern irgend ein mit den localen Verhältniſſen de⸗ 
trauter Beamter gewiſſe Dinge kurzer Hand entſcheiden müßte, bezüglich 
deren dort Berichterſtattung an den erſteren vorgeſchrieben iſt. Daß 
dieſer Beamte aber überhaupt vom Minifter unabhängig, daß er von 
ſeinen Untergebenen gewählt fein müſſe, dafür läßt ſich aus der Ana⸗ 
logie der beiderſeitigen Militäreinrichtungen und ihrer Erfolge durchaus 
kein Grund beibringen. 

Nicht einmal um der Concentration allzu großer Macht in 
einer Hand vorzubeugen leine Vorſicht, die heute äußerſt Wenige mehr 
nöthig finden), wäre das Wahlfyſtem abſolut nothwendig. Hatten wir 
doch früher, von den Erbämtern ganz zu ſchweigen, ſtatt ernannter 
oder beſtätigter Beamten an vielen Stellen ſich ſelbſt ergänzende 
Collegien und Corporationen. Mit den Stellenvergebungsrechten der 
Regierung concurrirten die een Patronats⸗ und Patrimonial⸗ 
gerichtsherren. Die letzteren find gefallen, die erfteren mehr und mehr 
eingeſchränkt. Der Liberalismus war es, der im Intereſſe beſſerer 
Verwaltung dieſe Theilung der politiſchen Macht fort und fort be⸗ 
kämpfte, indem er in dem Parlamentarismus ein mehr als aus⸗ 
reichendes, überdies zuverläſſig in ſeinem Sinne wirkendes Gegen⸗ 
gewicht gegen die geſteigerte Regierungsgewalt zu beſitzen meinte. 
Durch die Erfahrung belehrt, will man ſich allerdings die Mögliche 
keit, den Kampf, wenn er im Centrum verloren ift, an der Peripherie 
ſortzuſpinnen, nicht ganz abſchneiden. Darum ſordert man Gemeinde⸗ 
Autonomie, während man gleichzeitig gegen das Feſtſetzen des Gegners 
in der nämlichen Poſition die „ganze Macht der Staatsgewalt“ dis⸗ 
ponibel haben möchte. N 


Dieſe widerſpruchsvollen Tendenzen, welche ſtark an die badiſche 
„Republik mit dem Großherzog an der Spitze erinnern, find aus den 
perſönlichen Wünſchen, für verſchiedene Zeiten und Fälle bald dieſes 
bald jenes Princip gebrauchen zu können, wohl erklarlich, doch wenig 
ausſichtsvoll, denn für ſo wechſelnde Bedürfniſſe laſſen 
ſich die Dinge nicht einrichten. Sie folgen vielmehr dem Zuge, 
der in ihnen ſelbſt liegt, und dieſer geht heute allgemein zur Cen⸗ 
traliſation. ' 

Im Großen läßt ſich billiger wirthſchaften! Das hören wir 
tagtäglich als Argument gegen die vielen kleinen Staatsverwal⸗ 
tungen anführen. Sollte es nicht auch gegen die vielen kleinen Ge⸗ 
meindeverwaltungen ſprechen? Zwar ſind die Koſten derſelben für den 
Gemeindeſäckel nicht immer unerſchwinglich, aber dies doch nur wegen 
der vielen unentgeltlichen Dienſtleiſtungen. Für die amtirenden Ge⸗ 
meindemitglieder ſind ſie indirect um ſo koſtſpieliger. Das iſt ſchon 
nicht in der Ordnung in einer Zeit, wo Alles ſeinen Preis hat. Daß 
vom Biiigften ſelten der beſte Kauf iſt, ſei nur nebenher erwähnt. 

Dies fübrt zu einer weiteren Erwägung. Im Großen läßt ſich 
auch beſſer wirthſchaften. Mau hat es mehr in der Gewalt, jeder 
Sache, jedem Menſchen die angemeſſenſte Verwendung zu geben, für 
jeden Zweck das Paſſendſte zu wählen, jede Stelle dem Geeignetſten 
zu übertragen. In kleineren Kreiſen iſt in dieſer Beziehung die Aus⸗ 
wahl zu beſchränkt. Ausgezeichnete Talente verkümmern unbenutzt; 
wichtige Gefchäfte müſſen unzulänglichen Kräften übertragen werden. 

Im Namen des öffentlichen Wohls dürfte man die Einheit der 

Verwaltung unter noch weit größerem Beifall des „Publicums“ 
proclamiren, als ſeinerzeit die Einheit der Juſtiz, denn an die Un⸗ 
vollkommenheiten der Verwaltung wird jeder tagtäglich erinnert, wäh⸗ 
rend die Unvollkommenheiten der Rechtspflege doch nur bei Rechts⸗ 
ſtreiten und Rechtsgeſchäften empfunden werden. 
N Charakteriſtiſch für die allgemeine Stimmung iſt der Beifall, 
den trotz ihrer notoriſchen argen Gebrechen, die Haußmann'ſche Wirth⸗ 
ſchaft in ganz Europa gefunden hat. Wie oft konnte man den from⸗ 
men oder vielmebr läſterlichen Wunſch hören: „Wenn wir doch auch 
ſo einen Haußmann hätten“! Und in der That für Diejenigen, welche 
die Rechnung zu bezahlen hatten lein Vergnügen, in welches ſich 
Paris und Frankreich theilten), mochte die Sache nicht angenehm 
ſein; dem „Publicum“ aber hat keine großſtädtiſche Stadtverwaltung 
ſo viel geboten, als die Haußmann che. 

London, welches der Stolz des europäiſchen Stäaͤdteweſens fein 
ſollte, würde den Verluſt ſeiner Municipalautonomie kaum gewahr 
werden. Iſt es doch zur Stunde nicht einmal eine Stadt, ſondern 
vielmehr ein Haufe von einigen ſechzig Gemeinden, deren nothwen⸗ 
dige Einheit, abgeſehen von der Thätigkeit großer Actiengeſellſchaften, 
lediglich durch Reichsbehörden hergeſtellt wird. Alles, was London an 
Organiſation Bewunderswerthes aufzuzeigen hat, gehört in eine dieſer 
Kategorien. Die Metropolitanpolizei iſt Staatsſache. Das Gleiche gilt 
von den großen öffentlichen Bauten. Für die Geſundheitspflege, die 
Armenverſorgung, neuerdings das Schulweſen find durch Parlaments⸗ 
acte beſondere Boards und Commissioners berufen. Die Thätigkeit der“ 
City-Corporation hingegen beſteht, gleich derjenigen der Livery- 
Corporations oder Zünfte, lediglich darin, die Zinſen, vielleicht auch 
die Subſtanz, eines durch das Wachsthum des Grundwerths unge⸗ 
heuer geſteigerten Vermögens in oft genug bitter kritifirter Weiſe zu 
verzehren. Dem Pompe des Lord Mayor’s, der paſſend in der Mu⸗ 
miengalerie der Oberhauſes ſitzt, und den Banketten in Guildhall 
würde außer den Theilnehmern an dieſen Ehren und Genüſſen ſchwer⸗ 
lich jemand eine Thräne nachweinen. 

So ſteht's im Mutterlande der Freiheit und der Freiheiten. 
Und nun vollends in Deutſchland! Käme Berlin heute unter die 
Verwaltung eines königlichen oder kaiſerlichen Eommiſſars, ich bin 
überzeugt, die Bevölkerung würde, vorausgeſetzt, daß er fein Geſchäft 
verſtände, Magiſtrat und Stadtverordnete bald vergeſſen. 

Die Autonomie der kleineren Orte ſcheitert an der Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit ihrer Kräfte, die der großen au der Leiſtungsunfähigkeit 
ihrer Formen. 

Eine Verwaltung in den Formen des Proceſſes oder der Ge- 
ſetzgebung (die parlamentariſche Ordnung ſpielt ſich bekanntlich auch 
in den Formen eines Rechtsverfahrens ab) iſt das ungeſchickteſte Ding, 
was fich denken läßt. Kaufmänniſche Formen würden ſich viel för⸗ 
derlicher erweiſen; ſelbſt militäriſche würde man ſich gefallen laſſen, 
wenn nur alle Anſtöße, alle public nuisances, gleichviel mit wel⸗ 
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chen Mitteln, ehebaldigſt gehoben werden, denn das iſt's, was die 
Meiſten von der Adminiſtration einer großen Stadt in erſter Linie 
verlangen. Da ſolche Dinge gar nicht vom Flecke zu wollen ſcheinen, 
ſchimpft man dann über bureaukratiſche Schwerfälligkeit, und mit 
Recht; aber das iſt unbillig, die jeweiligen Beamten dafür verant⸗ 
wortlich zu machen. Der Fehler liegt in jener verkehrten Auffaſſung 
des Gemeindeweſens, die in dem Worte „politiſche Gemeinde“ recht 
grell zu Tage tritt, die aus dem Staate eine große Bürgerſchaft und 
aus den Städten, dem ſonſtigen Einheitsſtreben zum Trotz, weil ſie 
nichts Anderes kannte, kleine Staaten im Staate machen 
wollte. Natürlich mußten ſie dann auch „politiſche“ Verfaſſungen 
bekommen, mußte ihre Verwaltung bureaukratiſch geordnet werden, 
damit die Repräſentation zu ihr in ein parlamentariſches Verhältniß 
treten könne u. ſ. w. 

Was die kleinen Gemeinden anlangt, ſo tritt ihre Unzuläng⸗ 
lichkeit faſt bei jeder adminiſtrativen Aufgabe zu Tage. Die Armen⸗ 
verſorgung ſoll Gemeindeſache ſein, aber die verpflichteten Gemeinden 
ſelbſt haben ſich längſt davon überzeugt, daß in ſo kleinem Kreiſe 
eine rationelle Armenpflege nicht möglich iſt. Das Schulweſen ſoll 
ebenfalls Gemeindeſache ſein! Aber auch zu dieſem Zwecke hat man, 
ſei es zur Gewinnung ausreichender Mittel, ſei es zu beſſerer Al- 
rundung für die Zwecke des Schulbeſuchs, ſich über die Abgrenzung 
der politiſchen Gemeinden hinweggeſetzt und beſondere Schulgemeinde⸗ 
bezirke geſchaffen. Der Wegebau gilt ſo recht eigentlich für eine Sache 
der localen Adminiſtration. Aber auch für dieſen Zweck bilden die 
beſtehenden politiſchen Gemeinden keine paſſende Grundlage zu einer 
den Vortheilen ent'prechenden Vertheilung der Laſten, und man tft 
deßhalb auf die Schaffung beſonderer Wegebauverbände verfallen. 
Nun frage ich, was denn eigentlich an jelbftftändigen Aufgaben (nicht 
bloßen Geſchäftsbeſorgungen für den Staat) für eine kleine Gemeinde, 
noch übrig bleibt, wenn für jene Hauptzwecke andere Organiſationen 
einzutreten haben? Was wollen alſo die Gemeinden, die nichts haben 
und nichts können, eigentlich noch in der Welt? 

Das alles, ſagt man freilich, kann die rechtliche Fortdauer der 
kleinen Gemeinden nicht berühren, denn die Gemeinden ſind juriſtiſche 
Perſonen und dieſe exiſtiren als Universitates personarum fort, 
wenn auch nur ein einziges Mitglied vorhanden iſt. Vollkommen 
richtig; aber ſelbſt wenn die Gemeinden Universitates rerum oder 
Stiftungen wären, alſo Vermögensmaſſen (die Maſſe iſt meiſt nicht 
groß), die um des Zweckes willen, dem ſie gewidmet ſind, als Per⸗ 
ſonen behandelt werden, ſo könnte ſie dies dem Tode nicht entreißen, 
der mit dem Erlöſchen des Zweckes als des eigentlichen Lebensprin⸗ 
cips nothwendig eintritt. Praktiſch wird die Sache gar nicht ſo viel 
Schwierigkeiten haben. Die kleinen und ſchwachen Gemeinden wer⸗ 
den ſelbſt den Staat anflehen um Befreiung von der ihnen läſtig 
gewordenen pecuniären Sonderexiſtenz. Auch die großen, die bereits 
ſchwer daran zu tragen haben, daß ſie, in Form von Staatsabgaben 
behufs directer und indirecter Zuſchüſſe an die kleinen, für das De⸗ 
ficit der letzteren mit aufkommen müſſen, treten gar nicht ungern 
eine ihrer Functionen nach der anderen dem Staate ab. 

Das ſelbſtſtändige Wehrweſen der Städte iſt ſchon lange dahin, 
ſelbſt der Schatten desſelben, Bürgerwehr oder Communalgarde, iſt 
den Leuten zu viel. Die einſt mit ſchwerem Gelde erworbene eigene 
Rechtspflege hat man, ſchmunzelnd ob des guten Geſchäfts, dem Staate 
gratis zurückgeſtellt. Wenn man bezüglich der Polizei die Wahl 
hätte zwiſchen Hingabe oder erhöhter Belaſtung des Stadtſäckels, um 
unabwetsbaren erhöhten Anforderungen zu genügen, entſchiede man ſich 
ſelbſtverſtändlich für die erſtere. Betreffs der Mittelſchulen iſt man 
längft praktiſch und theoretiſch dahin gekommen, deren Erhaltung zur 
Staatsſache zu erklären. Der Elementarunterricht wird bei der 
Schwierigkeit, für die einzelne Gemeinde neue Steuerquellen ausfin⸗ 
dig zu machen, ſchon durch die neuerdings immer lauter erſchallende 
Forderung der Unentgeltlichkeit faſt mit Nothwendigkeit zur Staats⸗ 
ſache. Und nun gar erſt die Lehrerbildungsanſtalten! Dresden ent⸗ 
hält gerade den vierzehnten Theil der Bevölkerung des Königreichs 
Sachſen. Von den vierzehn Seminaren des Landes iſt ſomit eins 
lediglich auf die Bedürfniſſe von Dresden zu rechnen. Aber wenn 
Jemand darauf hin der Stadt Dresden anſinnen wollte, die Bildung 
ihrer Lehrer nach dem Vorbilde von Wien ſelbſt in die Hand zu 
nehmen, — die Geſichter möchte ich ſehen! Das Straßenweſen 
koſtet den Großſtädten gewaltiges Geld. Sollten ſie nicht allmälig 
dahinter kommen, daß ſie dieſes zum guten Theil für „Fremde“ aus⸗ 


geben, daß auf fo einer Hauptſtraße unendlich viel mehr Menſchen, 
mehr Auswärtige circuliren, als auf der Landſtraße, die des „allge⸗ 
meinen Intereſſes“ halber der Staat unterhält? Alſo Staatsbeitrag! 
— erſt ein Wenig zur Unterhaltung; dann Millionen zu Straßen⸗ 
durchbrüchen von öffentlichem Nutzen, wie in Paris; zuletzt vollſtän⸗ 
dige Uebernahme, um Verſchleuderung der öffentlichen Fonds und 
Mißbrauch zu Privatzwecken zu verhüten. 

Alſo auch die großen Gemeinden, die um der lieben Noth 
willen ein Stück ihres Lebens nach dem andern dem Staate verpfän- 
den und ſchließlich verfallen laſſen, werden's nicht ewig treiben. 

ö Streng genommen, iſt der Localautonomie ſchon mit der allgemei⸗ 
nen Städte⸗ und Landgemeindeordnung die Axt an die Wurzel gelegt. 
Was würde man denn von der Autonomie der einzelnen Reichsſtaaten 
halten, wenn von Reichswegen ein allgemeines Schema für Landes⸗ 
verfaſſungen erlaſſen würde, deſſen ſich ebenſowohl Preußen als Reuß⸗ 
Greiz zu bedienen hätte, lediglich mit der Freiheit, die Ziffer der 
Abgeordneten nach Bedürfniß zu beſtimmen und für die Wahlkreiſe 
die bezüglichen Namen einzuſchreiben; oder etwa, um den beſonderen 
Bedürfniſſen näher zu kommen, eine für Königreiche, eine für Her⸗ 
zog⸗ und Fürſtenthümer und als vermittelndes Glied eine für Groß⸗ 
herzogthümer? Nun genau dasſelbe geſchieht von Seiten der Staa⸗ 
ten betreffs der Gemeinden; und dabei ſoll noch von Gemeindeauto⸗ 
nomie die Rede ſein! Ja man verlangt ſogar vom Staate „freie 
Gemeindeordnungen“ und man wird wahrſcheinlich nächſtens auch 
jenen ruſſiſchen Grundherrn nicht mehr lächerlich finden, der ſeinen 
Leibeigenen die Freiheit mit der Peitſche beibringen wollte. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Commiſſionskoſten aus Anlaß von Uebertretungen des Waſſer⸗ 

rechtsgeſetzes ſind als Koſten des Strafverfahrens anzuſehen und 

es hat daher der Abſpruch über dieſelben einen Theil des Straf⸗ 
erkenntniſſes ſelbſt zu bilden. 


Der herrſchaſtliche Forſtmeiſter Ignaz M. in B. wurde mit 
bezirkshauptmannſchaftlichem Erkenntniſſe vom 15. Juni 1872, Zahl 
1102, wegen der ohne behördliches Vorwiſſen vorgenommenen Repa⸗ 
raturen an der f. g. Weſchen Waſſerwehre im Bialkafluſſe der Ueber⸗ 
tretung des § 16 des ſchleſ. Waſſergeſetzes vom 28. Auguſt 1870, 
L. G. Bl. Nr. 51, für ſchuldig erkannt und hiefür nach § 70 zu 
einer Geldſtrafe von 10 fl. ö. W. eventuell zu zwei Tagen Arreſt 
verurtheilt und demſelben außerdem noch der Erſatz der aus dieſem 
Anlaſſe erwachſenen Commiſſionskoſten pr. 14 fl. 20 kr. auferlegt. 

Gegen dieſes Erkenntniß hat Ignaz M. den Recurs an die 
Landesregierung eingebracht, worin derſelbe die Aufhebung des Straf⸗ 
erkenntniſſes und Losſprechung vom Erſatz der Strafe eventuell vom 
Arreſte begehrte. 

Die Landesregierung gab unterm 27. Auguſt 1872, Zahl 
5080, der Berufung des M. auch Folge und hob das bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftliche Erkenntniß aus dem Grunde auf, weil an der An⸗ 
lage der Waſſerwehre keine Aenderungen verurſacht worden ſind und 
Reparaturen an Stauanlagen, inſoferne hiebet eine Abänderung der⸗ 
ſelben nicht ſtattfindet, einer beſonderen behördlichen Bewilligung nicht 
bedürfen, überdies die bewilligten Anlagen vom Beſitzer in gutem 
Zuſtande zu erhalten find. 

Von der Entſcheidung der Landesregierung verſtändigte der Be⸗ 
zirkshauptmann unterm 17. September 1872, 3. 6010, den Recur⸗ 
renten und die Fabriksbeſitzer Gebrüder St., welche die Beſchwerde 
über die Unterlaſſung der Anzeige der von M. bewerkſtelligten Waſſer⸗ 
wehr⸗Reparaturen eingebracht und die Vornahme eines Localaugen⸗ 
ſcheines veranlaßt hatten, und forderte letztere auf, die Commiſſions⸗ 
koſten pr. 14 fl. 20 kr. zu erſetzen. 

Nun brachten die Gebrüder St. eine Vorſtellung gegen die 
ihnen intimirte Landesregierungs⸗Entſcheidung und beziehungsweiſe 
dagegen ein, daß fie durch das Intimat der Bezirkshauptmannſchaft 
zum Erſatze der Commiſſionskoſten verpflichtet worden ſeien. 

a Die Landesregierung erledigte dieſe Vorſtellung mit dem Er⸗ 
laſſe vom 12. November 1872, 3. 8064, damit, daß ſie erklärte, fie 
habe mit ihrer Entſcheidung vom 27. Auguſt 1872, 3. 5080, ledig⸗ 
lich über Berufung des Ignaz M. gegen ſeine Verurtheilung zu 
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einer Geldſtrafe von 10 fl. abgeſprochen, denn M. habe gegen die 


Beſtimmung des bezirkshauptmannſchaftlichen Erkenntniſſes vom 
15. Juni 1872, 3. 1102. womit er zur Tragung der Commiſſions⸗ 
koſten pr. 14 fl. 20 kr. verhalten wurde, keine Berufung einge⸗ 
bracht. Die Landesregierung bemerkte weiter, es ſei dieſes bezirks⸗ 
hauptmannſchaftliche Erkenntniß, inſoferne dasſelbe die Tragung der 
Commiſſtonskoſten betrifft, in Rechtskraft erwachſenz eine neuer⸗ 
liche Abſprechung über die unangefochtene Tragung dieſer Koſten ſei 
unſtatthaft; daher wurde der bezirkshauptmannſchaftliche Beſcheid vom 
17. September 1872, 3. 6010, womit die Gebrüder St. zur Tra⸗ 
gung der Commiſſionskoſten verhalten wurden, aufgehoben. Von dieſer 
Entſcheidung wurden vom Bezirkshauptmann ſowohl die Gebrüder 
St. als auch M. verſtändigt. 

Letzterer brachte nun den Miniſterialrecurs ein, worin er be 
tonte, daß er gegen das ganze Erkenntniß des Bezirkshauptmannes 
vom 15. Junt 1872, 3. 1102, recurrirt habe und daß mit der 
Entſcheidung der Landesregierung vom 27. Auguſt 1872, 3. 5080, 
auch das ganze Erfenntni des Bezirkshauptmannes aufgehoben wurde; 
daß er um Vornahme des Localaugenſcheines nicht erſucht und die 
Koſten desſelben daher auch nicht verſchuldet habe, denn er habe an 
der Waſſerwehre nur das vorgenommen, was ihm nach dem Geſetze 
zuſtand. Das Erkenntniß, inſofern es die Tragung der Commiſſions⸗ 
koſten betrifft, konnte wider ihn nicht in Rechtskraft erwachſen, weil 
er gegen den ganzen Inhalt des bezirkshauptmannſchaftlichen Erkennt⸗ 
niſſes recurrirt habe. 1 0 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 1. März 1873, 
Z. 897, in folgender Weiſe entſchieden: „Nachdem jene Commiſſions⸗ 
koſten, welche aus Anlaß der wider Ignaz M. in B. wegen Ueber⸗ 
tretung gegen das Waſſerrechtsgeſetz durchgeführten Unterſuchung er⸗ 
wachſen ſind, ſich als Koſten des Strafverfahrens darſtellen 
und der Ausſpruch über die Verpflichtung zum Erſatze derartiger in 
dem Verſchulden des Angeklagten gegründeten Koſten einen Theil des 
Straferkenntniſſes zu bilden hat, ſo wird die Entſcheidung der Lan⸗ 
desregierung vom 12. November 1872, 3. 8064, mit welcher erkannt 
wurde, daß das Erkenntniß des Bezirkshauptmannes vom 15. Juni 
1872, 3. 1102, in B. in Betreff der dem Ignaz M. auferlegten 
Verpflichtung zum Erſatze der Commiſſonskoſten pr. 14 fl. 20 kr. 
wegen nicht eingebrachter Berufung in Rechtskraft erwachſen und eine 
neuerliche Abſprechung über die Tragung dieſer Koſten unſtatthaft iſt, 
aus Anlaß des von Ignaz M eingebrachten Mitniſterialrecurſes auf⸗ 
gehoben und der Landesregierung die Ergänzung der Entſcheidung 
vom 27. Auguſt 1872, 3. 5080 in Rückſicht auf den Erſatz der in 
Frage ſtehenden Commiſſionskoſten verordnet“. —r. 


Die Execution auf die Honorarforderungen eines Arztes (Medicine 

Doctors) kann nicht im Wege der Sequeſtration, ſei es nun eine 

Sequeſtration der Einkünfte des ärztlichen Gewerbes überhaupt, 

ſei es der Einkünfte aus der Ausübung der ärztlichen Praxis ge⸗ 
führt werden. 

Die Firma A. ſuchte wider den Medicinae Doctor und prak⸗ 
tiſchen Arzt B. als Wechſelſchuldner auf Grund der wechſelrechtlichen 
Zahlungsauflage, wider welche von B. Einwendungen erhoben waren, 
um executive ſicherſtellungsweiſe Sequeſtration der Erträgniſſe des 
von B. ausgeübten ärztlichen Gewerbes, ſowie um Beſtellung und 
Einführung eines Sequeſters an, welchem Anſuchen das k. k. Handels⸗ 
gericht in Wien ſtattgab. 

Das k. k. öſterreichiſche Oberlandesgericht hat dem Recurſe des 
Executen B. gegen den erſtrichterlichen Executionsbeſcheid in Erwä⸗ 
gung, daß im Sinne des § 320 a. G. O auch die durch kein aus⸗ 
drückliches Geſetz von der Execution ausgenommenen Einkünfte, welche 
ein Arzt aus der Ausübung der Heilkunde bezieht, der executiven 
Sequeftration unterzogen werden können, daß die Ausübung der Heil⸗ 
kunde aber mit Rückſicht auf die beſtehenden geſetzlichen Anordnungen 
nicht als ein ärztliches Gewerbe betrachtet und bezeichnet werden 
kann und weil die diesfalls im Geſuche der Firma A. und im Be⸗ 
ſcheide des Handelsgerichtes vorkommende Bezeichnung offenbar nur 
als ein irriger Ausdruck erſcheint, zwar keine Folge gegeben, jedoch 
den erſtrichterlichen Beſcheid dahin berichtigt, daß die mit dieſem Be⸗ 
ſcheide im Wege der Sicherſtellung bewilligte executive Sequeſtration 
der Einkünfte des ärztlichen Gewerbes des Recurrenten hinſichtlich 
der Einkünfte desſelben, welche er aus der Ausübung ſeiner ärztlichen 
Praxis bezieht, wirkſam ſei. i 

Auf den außerordentlichen Reviſionsrecurs des Executen B. hat 
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der k. k. oberſte Gerichtshof mit Abänderung der Beſcheide beider 
Untergerichte das von der Firma A. eingebrachte Sequeſtrationsgeſuch 
unterm 25. Nov. 1873, 3. 11.509, zurückgewieſen und zwar: in Er⸗ 
wägung, daß, wie das Oberlandesgericht anerkannt hat, es ſich nicht 
um die Sequeſtration eines Gewerbes handelt, ſondern nur die ärzt⸗ 
lichen Honorare, welche dem Geklagten zukommen, beziehungsweiſe die 
Forderungen, welche er auf Honorar an dritte Perſonen zu ſtellen 
hat, mit Beſchlag belegt werden ſollen; in Erwägung, daß ſonach 
der Fall einer Sequeſtration, wie fie der $ 320 a. G. O. normirt, 
nicht vorhanden iſt. Ger.⸗Ztg. 


Notiz. 


(Die juridifchen Doctoratsprüfungen an der Lemberger Uni⸗ 
verſität.) Auf die über dieſen Gegenſtand in der vorigen Nummer des Blattes mit⸗ 
getheilte Zuſchrift aus Lemberg erhalten wir vom Verfaſſer der Aufſätze: „Die Prit- 
fungen an den öſterr. Univerſitäten im Jahre 1872“ folgende Entgegnung: 


Der Herr Recenſent hält die in Nr. 46 der „Oeſterr. Zeitſchrift für Verwal⸗ 
tung“ erſchienene Ueberſicht der Promotioneu an den öſterreichiſchen Univerfitäten und 
die daran geknüpften Bemerkungen des Berichterſtatters für einen neuen Beleg, wie 
ſtatiſtiſche Daten, an und für ſich betrachtet, oft zu ganz verfehlten Folgerungen führen 
können. Dem gegenüber müſſen wir vorerſt ausſprechen, daß wir in unſerer Mitthei⸗ 
lung ſtatiſtiſcher Daten lediglich Thatſachen feſtgeſtellt und Folgerungen nicht gezogen 
haben, es wäre denn, daß der Herr Recenſent unſere Bemerkung, das Promotions⸗ 
ergebniß in Lemberg ſei „abnormal“ und in Krakau „überraſchend“, durchaus für 
eine Folgerung halten will. Jene Bemerkung ſelbſt müſſen wir aber trotz der gegebenen 
Erklärung aufrechthalten. 

Wir haben nicht überſehen, daß die neue Rigoroſenordnung eine bedeutende, 
und zwar nivellirende Wirkung äußern werde (S. 182, Sp. 2, Z. 8 von unten), nur das 
haben wir nicht beſtimmt ausgeſprochen, daß dieſelbe ihren Schatten ſchon vorausgeworfen. 
Die neue Rigoroſenordnung war ja erſt drei Monate vor Schluß des Studienjahres veröf⸗ 
fentlicht worden, es konnten ſomit nur jene in die Verſuchung kommen, ihre Promotion in 
Krakau zu beſchleunigen oder in Lemberg zu verzögern, welche Ende April das vierte oder 
wenigſtens das dritte Rigoroſum ſchon abgelegt hatten. Wenn man aber weiß, wie ſehr dieſe 
Candidaten alljährlich vor den Ferien zu der Promotion d. ängten, ſo lag die Muthmaßung 


wohl ſehr ferne, daß viele der 1872 in Krakau Promovirten ohne das Compelle der neuen 


Rigoroſenordnung bis über die Ferien gewartet hätten, oder daß die Lemberger Can⸗ 
didaten, alſo jene, welche durch die um zwei Drittel geringeren Taxen Krakau's zum 
Verlaſſen ihrer Univerfität nicht beſtimmt worden waren, ſich in ihrer Majorität 
durch die neue Rigoroſenordnung ſollten bewegen laſſen, drei bis fünf Monate zu ver⸗ 
lieren. Nebenbei ſei noch erwähnt, daß, wenn man die im Jahrbuche für 1872 aus⸗ 
gewieſenen ſieben Promotionen Lembergs für die ſieben Monate vor Erlaß der Ri⸗ 
goroſenordnung in Anſchlag brachte, für de übrigen drei Monate unmöglich die 
gleiche Zahl angenommen werden konnte, daß das Mißverhältniß der Promotionen 
und Rigoroſen in Lemberg (62: 7) ganz in derſelben Weiſe ſich im Jahre 1866 vor⸗ 
findet (68:8), daß endlich der Herr Recenſent, welcher die Folgerung aus dieſem 
Mißverhältniſſe als eine nothwendige bezeichnet, ganz inconfequent von uns dieſelbe 
Folgerung für Krakau verlangt, obwohl daſelbſt das Verhältniß zwiſchen Promotionen 
und Rigoroſen faſt ungeſtört iſt. 

Wir wollen indeß nunmehr, auf Grund der von dem Herrn Recenſenten mit« 
getheilten Thatſachen, daß gleich mit Beginn des Studienjahres 1873 in Lemberg 
ſieben juridiſche Promotionen ſtattfanden, gerne zugeben, daß die neue Rigoroſen⸗ 
ordnung die daſelbſt in der Promotionsziffer eingetretene Veränderung zum Theile 
verurſacht habe. Was wäre aber hiemit bewieſen? Wären deßhalb die Verhältnifſe 
der Lemberger juridiſchen Facultät nicht mehr „abnormale“, wäre dann die Zunahme 
der Promotionen in Krakau keine „auffallende“? Wir glauben, wohl. In 
Krakau zunächſt haben wir die Vermehrung der Promotionen nicht nur im letzten 
Jahre unter dem angeblichen Drucke der neuen Rigoroſenordnung, ſondern ſchon von 1870 

auf 1871, und bringen wir 1872, wie der Herr Recenſent es zu verlangen ſcheint, 
zehn Promotionen und zehn Rigoroſen nicht in Rechnung, ſo bleibt uns eine gerade 
im Hinblick auf die neue Verordnung ganz unbegreifliche Vermehrung der Rigoroſen 
zu erklären. In Lemberg aber wäre, wenn wir mit dem Herrn Reeenſenten die ſieben 
juridiſchen Promotionen des October 1872 auf Rechnung des früheren Studienjahres 
ſetzen, die Geſammtziffer des letzteren noch immer nicht größer als 14, ſomit noch 
immer geringer als der Durchſchnitt des abgelaufenen Quinquenniums (17), ſomit an 
ſich ſowohl als noch mehr mit Rückficht auf die Frequenz Lembergs die unbedeutendſte 
aller öſterreichiſchen Rechtsfacultäten. Das von uns ſchon im Vorjahre (Nr. 42 der 
„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung de 1872), mit ausdrücklicher Beziehung auf die 
Höhe der Taxen und die Sprachverſchiedenheit feſtgeſtellte Wechſelverhältniß von Lem⸗ 


berg und Krakau kann dieſe Erſcheinung in Lemberg nicht erklären. Wir berufen uns 
diesbezüglich auf den Herrn Recenſenten ſelbſt. Nach ſeiner Angabe hat Lemberg im 
Jahre 1872/73 21 juridiſche Promotionen vorgenommen, von dieſen kommen aber 
wieder nach ſeiner Annahme, 7 für das vorige Jahr in Rechnung, es ſtehen demnach 
die beiden Jahre mit 14 Promotionen einander völlig gleich und Lemberg hätte trotz 
der neuen Rigoroſenordnung, trotz des Wegfalles der Urſache jenes Wechſelverhältniſſes 
keine Vermehrung der Promotionen erfahren. Wenn aber der Herr Recenſent feine 
Eingangs aufgeſtellte Behauptung zurücknimmt und ſämmtliche 21 Promotionen für 
1872/73 in Anſchlag bringt, jo kann er durch dieſe Ziffer wohl die Wirkung der 
neuen Rigoroſenordnung beleuchten, es bleibt ihm aber kein Reſt um uns dadurch zu⸗ 
gleich die Beruhigung verſchaffen, daß die Durchführung der polniſchen Unterrichts⸗ 
ſprache eine Aenderung ſchon hervorgerufen habe. 


(Parcellenweiſe Verpachtung von Gemeindewäldern und die 
Competenz der bewilligenden Behörden.) Das k. k. Ackerbauminiſterium 
hat unterm 15. Auguſt 1873, 3. 4864, einer Statthalterei eröffnet, daß rückſichtlich 
der Entſcheidung über Theilungen von Gemeindewäldern, wenn auch nur zu Verpach⸗ 
tungs⸗ oder Nutzungszwecken, die Landesſtelle (und nicht die Bezirksbehörde) nach § 1 
des Forſtgeſetzes die Bewilligung zu ertheilen habe. Das Ackerbauminiſterium tft bei 
dieſer Anſchauung von der Erwägung ausgegangen, daß mit Rückſicht auf die unbe⸗ 
ſtrittene Anwendbarkeit des § 21 des Forſtgeſetzes, auch auf Theilungen zu Verpach⸗ 
tungs- und Nutzungszwecken und mit Rückſicht auf die Zweckmäßigkeit überhaupt derlei 
Theilungen nur in Ausnahmsfällen eintreten zu laſſen, bei der Competenzbeſtimmung 
ſtrenge nach dem Wortlaute des Geſetzes vorgegangen werden müſſe. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Oberſthofmeiſter Seiner kaiſerl. Hoheit des durch⸗ 
lauchtigſten Herrn Erzherzogs Franz Karl, Generalmajor Ferdinand Grafen von 
Wurmbrand⸗Stuppach den Orden der eifernen Krone erſter Claſſe taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Generalconſul in Rio de Janeiro Karl 
Wilhelm Groß das Comthurkreuz des Franz Joſef Ordens mit dem Sterne 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbergrathe Victor Ritter v. Zepharovich 
in Prag tarfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Elaſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Cablinets⸗Regiſtraturs⸗Officialen Alexander von 
Hillenbrand das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Titular⸗Oberbaurathe im Miniſterium des Innern 
Hermann Bergmann den Charakter eines Oberbaurathes mit Nachſicht der Taxen 
verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltere ſecretär Eduard Conte Man⸗ 
zano zum Bezirkshauptmann in Tirol ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsrathsſtelle beim Rechnungsdepartement der Laibacher Finanzdiree⸗ 
tion mit der 8. Raugselaſſe, bis 28. December. (Amtsbl. Nr. 285.) 

Oekonomiſche Referentenſtelle im Bereiche der Grundſteuer⸗Landescommiſſion 
für Nieder⸗Oeſterreich mit 4 fl. Taggeld, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 285.) 

Werksarztesſtelle bei der k. k. Berg⸗ und Hüttenverwaltung Swoszowicze in 
Galizien mit 700 fl., bis 5. Jänner 1874. (Amtsb'. Nr 286.) 

Vier Bauadjunctenſtellen in Böhmen mit der zehnten Rangselaſſe, eventuell 
eine Bauprakticantenſtelle mit 600 fl. Adjutum jährlich, bis 25. December. (Amtsbl. 
Nr. 286.) 

Kanzleiofficialsſtelle im Bereiche der leitenden Finanzbehörden und zwei Kanz⸗ 
liſtenſtellen in der eilften Rangsclaſſe, bis 25. December. (Amtsbl. Nr. 286.) 

Forſt⸗ und Domänen⸗Verwaltersſtelle für Nieder⸗Oeſterreich in der Eigenſchaft 
eines Oberförſters mit der neunten Rangsclaſſe event. eine ſolche in der Eigenſchaft eines 
Förſters in der zehnten Rangsclaſſe eventuell die Stelle eines Forſtaſſiſtenten in der 
eilften Rangsclaſſe und eines Forſteleven, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 288.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle bei der Görzer Forſt⸗ und Domänendirection mit der 
eilften Rangsclaſſe; bis 20. Jenner 1874. (Amtsbl. Nr. 290.) 
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